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II/A Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
II/A 1:   217/I_3(2)_Stellungnahme_01 
 

 
 

 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Der Bebauungsplan bereitet die Umsetzung eines Neubaugebietes im Stadtteil 
Hitdorf planungsrechtlich vor. Hierbei handelt es sich um einen 
Angebotsbebauungsplan. Gleichwohl ist im nördlichen Bereich des Plangebietes die 
Umsetzung des Bebauungsplanes durch einen Bauträger vorgesehen. Der 
individuelle Spielraum ist hier stark eingeschränkt, da die Fassadenauswahl und die 
Architektur vom Bauträger festgelegt werden. Die Vereinheitlichung des Baustils und 
der Fassadengestaltung ermöglicht die Bereitstellung von kostengünstigem 
Wohnraum in qualitativ hochwertiger Bauausführung und mit einer qualitätsvollen 
Gestaltung. Um eine Varianz der Baustruktur zu ermöglichen, bereitet der 
Bebauungsplan die Umsetzung von Einfamilienhäusern in Form von Einzel-, Doppel- 
und Reihenhäusern sowie die Umsetzung von Geschosswohnungsbau vor. Ein Teil 
der Grundstücksflächen im südlichen Bereich des Plangebietes ist im städtischen 
Eigentum. In diesem Bereich sollen die Grundstücke frei vergeben werden. Die 
Grundstücksvergabe ist jedoch nicht Regelungsinhalt eines Bebauungsplanes und 
kann somit auch nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden. 
Im vorliegenden Bebauungsplan werden die gestalterischen Festsetzungen auf ein 
aus stadtgestalterischer Sicht erforderliches Maß reduziert, um Bauinteressierten 
Gestaltungsfreiheit in der Umsetzung ihrer Bauwünsche zu gewährleisten. 
Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass aneinandergrenzende Doppelhäuser und 
Hausgruppen in ihrer Fassadenfarbe einheitlich zu gestalten sind. Eine Vorgabe zur 
Material- und Farbenwahl wird zusätzlich im Bebauungsplan getroffen, um ein 
gestalterisches Grundgerüst für ein Mindestmaß an einem einheitlichen 
Erscheinungsbild zu erhalten.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Berücksichtigung verschiedener Haustypen ist bereits vorgesehen, die 
Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Den Anregungen zur Gestaltungsfreiheit wird überwiegend nicht gefolgt. 
Die Anregung zur Grundstücksvergabe wird zur Kenntnis genommen.  
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II/A 2:   217/I_3(2)_Stellungnahme_02 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1 
Eine Abwägung der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen erfolgte zur Auslegung des Bebauungsplanes. Im Ergebnis dieser 
Abwägung wurden u. a. die Anordnung der Geschossbaukörper, die Gebäudehöhen 
sowie die Dachformen im städtebaulichen Entwurf berücksichtigt und innerhalb des 
Bebauungsplanes festgesetzt. Der Beschluss über die Abwägung der sonstigen im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingetroffenen Stellungnahmen erfolgt mit 
Entscheidung des Rates zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes. 
 
Zu 2. 
In Leverkusen besteht nachweislich ein hoher Bedarf nach zusätzlichem Wohnraum. 
Dies geht aus den Bevölkerungsprognosen für die Stadt Leverkusen nachweislich  
hervor. Der Bedarf ist zudem am Nachfrageverhalten auf dem privaten und 
öffentlichen Wohnungsmarkt deutlich ablesbar. Der Standort Hitdorf ist gemäß der 
Ausführung des integrierten Handlungskonzeptes ein nachgefragter Wohnstandort 
für Familien mit Kindern und weist eine positive Einwohnerentwicklung auf.  
Die hier vorgesehene wohnbauliche Entwicklung wird bereits auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Leverkusen vorbereitet. Dieser stellt im Sinne des 
§ 5 BauGB die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende 
Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Stadt Leverkusen 
dar. Im wirksamen Flächennutzungsplan sind die vom Plangebiet betroffenen 
Flächen als Wohnbauflächen dargestellt.  
 
Zu 3. 
Es handelt sich um eine zutreffende Feststellung. 
 
Zu 4. und 5.  
Es bestehen keine Anhaltspunkte zu der Annahme, dass die bestehende 
Infrastruktur den Zuzug neuer Bewohner nicht aufnehmen könnte.  
So wird die schulische Infrastruktur als ausreichend betrachtet, um die durch das 
Neubaugebiet zu erwartende Anzahl neuer Schülerinnen und Schüler aufzunehmen. 
Dieses begründet sich auch darin, dass für heutige Schülerinnen und Schüler ein 
Schulwechsel an weiterführende Schulen stattgefunden haben wird, bevor es zu 
einem Einzug neuer Familien in Hitdorf-Ost kommt. Insofern ist positiv davon 
auszugehen, dass für bestehende soziale Infrastruktureinrichtungen eine nachhaltige 
Nutzung zu erwarten ist. 
Hinsichtlich der Lebensmittelversorgung profitiert der Standort durch den 
benachbarten Aldi-Markt. Darüber hinaus wirkt sich eine verstärkte Nachfrage 
wirtschaftlich grundsätzlich positiv für die in Hitdorf ansässigen Betriebe, Geschäfte 
und Dienstleister aus. Die Stärkung der Existenz sowie die Bindung der Kaufkraft 
wirken der Schließung von kleineren Einzelhandelsbetrieben entgegen und tragen 
somit zum Erhalt der vorhandenen Versorgungsstruktur in Hitdorf bei. Die Schließung 
des Edeka-Marktes kann auch als ein Indiz dafür gesehen werden, dass die 
bestehende Nachfragestruktur in Hitdorf nicht ausreicht, um auch kleineren Märken 
eine Existenzgrundlage zu bieten. Eine Steigerung der Einwohnerzahlen kann diese 
Situation positiv verändern. 
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Hinsichtlich der Verkehrsinfrastruktur bestehen ebenfalls keine Hinweise für eine 
drohende Überlastung durch die Umsetzung des durch den Bebauungsplan 
begründeten Vorhabens. Planerische und politische Voraussetzung für die 
Entwicklung der im Flächennutzungsplan dargestellten Wohngebiete war die 
Umsetzung des Verkehrskonzeptes für Hitdorf. Im Jahr 2016 erfolgte die 
Fertigstellung dieser Verkehrsmaßnahme, bei der die Ringstraße für den 
bevorzugten Richtungsverkehr ausgebaut wurde und seitdem durchgängig befahrbar 
ist.  
Das in der Stellungnahme erwähnte Verkehrsgutachten kommt zu dem Ergebnis, 
dass durch die Umsetzung des Vorhabens keine nennenswerten Beeinträchtigungen 
der Verkehrsinfrastruktur zu erwarten ist. Das zusätzliche Verkehrsaufkommen kann 
demnach unter Berücksichtigung der Umsetzung des geplanten Kreisverkehres 
Ringstraße/Langenfelder Straße leistungsfähig abgewickelt werden.  
Weiterhin wurden im Zuge des Planverfahrens alle betreffenden Fachbereiche der 
Stadt Leverkusen schriftlich um Stellungnahme gebeten. Auch hierbei wurden keine 
Bedenken hinsichtlich einer Überlastung der Infrastruktur, wie z. B. Kindergärten, 
Schulen oder Nahversorgung vorgetragen. Zur Infrastruktur bezüglich der 
Betreuungsplätze in Kindergärten besteht gemäß Aussage des Fachbereiches 
Kinder und Jugend eine leichte Unterversorgung, die sich jedoch durch die mit dem 
Bebauungsplan Nr. 217/I „Hitdorf-Ost/nördlich Flurstraße“ zu erwartende 
Bevölkerungszunahme nicht derart ausweitet, dass dieses den Neubau einer 
Kindertageseinrichtung innerhalb des Plangebietes rechtfertigen würde.  
Die vorhandene Infrastruktur kann somit die mit Umsetzung des Bebauungsplanes 
entstehende Wohnbebauung und den damit einhergehenden Anstieg der 
Bevölkerung gut aufnehmen. Eine Beeinträchtigung bestehender Strukturen wird 
nicht erwartet. 
 
Zu 6. 
Die Richtzahl für Stellplätze gemäß der Bauordnung für das Land Nordrhein 
Westfalen (BauONRW) liegt je Wohneinheit bei einem notwendigen Pkw-Stellplatz. 
Dieser Richtzahl wird innerhalb des städtebaulichen Konzeptes entsprochen. Der 
Bebauungsplan setzt hierzu seitlich der Einfamilienhäuser eine Umgrenzung von 
Flächen für Stellplätze und Garagen festgesetzt. Alternativ sind diese Stellplätze, 
Garagen oder Carports auch innerhalb festgesetzten Baugrenzen möglich. Die auf 
den Einfamilienhausgrundstücken gelegenen Garagenzufahrten können ebenfalls als 
Stellplätze genutzt werden, wenngleich diese in der Stellplatzberechnung nicht als 
solche betrachtet wurden. Auf diese Weise stehen für nahezu alle Einfamilienhäuser 
praktisch zwei Pkw-Stellplätze zur Verfügung.  
Ebenfalls entspricht die Anzahl von 1 bis 1,5 Stellplätzen je Wohneinheit in 
Mehrfamilienhäusern den für Neubaugebiete üblichen und bewährten Werten.  
Die im öffentlichen Straßenraum vorgesehenen Parkplätze werden im Straßenraum 
sowie auf Parkflächen vorgesehen und führen zu einem Angebot von insgesamt 51 
öffentlichen Stellplätzen. Dieses entspricht einem ausreichenden Wert von rund 0,4 
öffentlichen Parkplätzen je Wohneinheit. Diese Zahl liegt aufgrund der Lage von 
Hitdorf sowie aufgrund der örtlichen Situation über dem in Leverkusen angestrebten 
Wert von 0,25.  
Die Infrastruktur für den ruhenden Verkehr ist somit dem neuen Wohngebiet 
angemessen. Darüber hinaus stellt es kein Ziel der Bauleitplanung dar, das 
Flächenangebot zugunsten öffentlicher Stellplätze zu erweitern und somit den 
motorisierten Individualverkehr überdurchschnittlich zu begünstigen. Hierbei wird 
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auch berücksichtigt, dass individuelle Mobilität auch durch das Angebot des ÖPNV 
die Nutzung von Fahrrädern sowie durch Carsharing-Angebote erreicht werden kann. 
 
Zu 7.  
Ein Betrieb der öffentlichen Verkehrsflächen in der Verantwortung eines privaten 
Investors ist nicht vorgesehen. Auch die Planung der öffentlichen Verkehrsflächen 
erfolgt durch ein Ingenieurbüro in Abstimmung mit dem hierzu zuständigen 
Fachbereichen Tiefbau und Stadtgrün. Alle im Bebauungsplan festgesetzten 
öffentlichen Verkehrsflächen gehen nach deren Fertigstellung in das Eigentum der 
Stadt Leverkusen über. 
Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen zur Begrünung der Straßenverkehrsflächen. 
So sind im öffentlichen Straßenraum insgesamt 22 standortgerechte Laubbäume als 
Hochstamm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Ebenso werden Festsetzungen 
zur Mindestpflanzqualität dieser Bäume getroffen. Die Grünpflanzungen werden in 
Abstimmung mit der Stadt Leverkusen festgelegt und, ebenso wie die 
Qualitätsstandarts im Straßenraum, vertraglich im Erschließungsvertrag gesichert. 
Der Bereich des Lärmschutzwalls wird als private Grünfläche festgesetzt. Die 
Bepflanzung obliegt entsprechend dem künftigen privaten Grundstückseigentümer.  
Die entlang der Hitdorfer Straße vorhandenen Linden werden auch mit Umsetzung 
des angrenzend vorgesehenen Lärmschutzwalls erhalten. Angrenzend an den 
Kreisverkehr wird zudem eine schmale öffentliche Grünfläche festgesetzt. In diesem 
Bereich und im Bereich der angrenzend festgesetzten Parkplatzfläche sollen 
ebenfalls Heckenpflanzungen vorgenommen werden und den östlichen Ortseingang 
von Hitdorf maßgeblich gestalten. 
 
Zu 7.1 
Bei dem Bebauungsplan Nr. 217/I handelt es sich um einen 
Angebotsbebauungsplan. Vorhabenbezogene Bebauungspläne nach § 12 BauGB 
werden grundsätzlich als solche vermerkt und beschlossen. Aufgrund der 
bestehenden Grundstücksverfügbarkeit des Investors (Fa. Paeschke), der 
Katholischen Kirchengemeinde sowie der Stadt Leverkusen berücksichtigt der 
Bebauungsplan die Interessen aller Eigentümer. Die Kosten der Bauleitplanung 
werden anteilig zwischen dem Investor und der Stadt aufgeteilt. Im Rahmen der 
gegebenen Planungshoheit wird das Planverfahren durch die Stadt Leverkusen 
gesteuert und alle notwendigen Planungsschritte mit den städtischen Fachbereichen 
abgestimmt.  
 
Zu 7.2  
Die Berechnung der Ausgleichmaßnahmen sowie deren konkrete Beschreibung 
erfolgt im landschaftspflegerischen Begleitplan (LPB). Die durch die geplanten 
Baumaßnahmen erforderliche Kompensation wird über die im Bebauungsplan 
festgesetzte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft umgesetzt.  
Für die über diese Kompensation hinaus gehende ökologische Wertigkeit besteht 
grundsätzlich die Möglichkeit, diesen Überschuss auf andere Bauvorhaben 
anzurechnen. Dieses ist jedoch kein Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. Eine 
entsprechende Vereinbarung würde zwischen der Stadt Leverkusen und dem 
Investor (Fa. Paeschke) innerhalb des separat zu erstellenden 
Erschließungsvertrages erfolgen. 
 
Zu 8. 
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Die Ermittlung des ökologischen Wertes der Fläche vor und nach Umsetzung des 
durch den Bebauungsplan begründeten Vorhabens erfolgt auf Grundlage der durch 
das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
(LANUV) im Jahr 2008 veröffentlichten Methode zur numerischen Bewertung von 
Biotoptypen für die Bauleitplanung. Dieses Verfahren ist rechtlich anerkannt und 
entspricht dem aktuellen Stand der Wissenschaft. (siehe Umweltbericht: Kapitel 5.13, 
Landschaftspflegerischer Begleitplan zum Bebauungsplan Nr. 217/I „Hitdorf Ost / 
nördlich Flurstraße“: Kapitel 4.1) Nach diesem Verfahren wird auf Grundlage 
zugeordneter Wertigkeiten für unterschiedliche Bodennutzungen (in Ökopunkten je 
m²) jeweils eine Ermittlung des ökologischen Wertes für das gesamte Plangebiet vor 
und nach dem Eingriff ermittelt. Im vorliegenden Fall sind die geplanten 
Ausgleichsflächen Bestandteil des Plangebietes und werden somit unmittelbar in die 
Berechnung einbezogen.  
 
Zu 9.  
Für alle allgemeinen Wohngebiete wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 
festgesetzt. Diese darf, wie in den textlichen Festsetzungen klarstellend beschrieben, 
durch Nebenanlagen, einschließlich der an Gebäude angrenzenden Terrassen bis zu 
einer GRZ von 0,6 überschritten werden. Dieses stellt die gängige Rechtspraxis 
gemäß Baunutzungsverordnung (BauNVO) dar. Für die allgemeinen Wohngebiete 
WA 4 und WA 5 ist weiterhin eine Überschreitung der GRZ durch Tiefgaragen bis zu 
einem Wert von 0,8 zulässig.  
 
Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen und auf den privaten Garagenzufahrten 
anfallende Niederschlagswasser soll zusammen mit dem Schmutzwasser in den 
vorhandenen Mischwasserkanal abgeleitet werden. Das unbelastete 
Niederschlagswasser der Bauflächen soll auf den jeweiligen Grundstücken versickert 
werden. Entsprechende Erläuterungen sind in der Begründung aufgenommen und 
werden klarstellend ergänzt. 
Zur Versickerung des sonstigen Niederschlagswasser werden die nicht überbauten 
Grundstücksflächen gemäß § 9 BauO NRW wasseraufnahmefähig gestaltet, begrünt 
und bepflanzt. 
 
Zu 9.1.  
Aus den textlichen Festsetzungen geht hervor, dass die privaten Grundstücke 
grundsätzlich durch standortgerechte Laubhecken einzufrieden sind. Mauern sind 
lediglich an den Grundstücksgrenzen aneinandergrenzender Doppelhaushälften- und 
Reihenhausgrundstücke zulässig. Sie dürfen eine Höhe von 2 m sowie eine Länge 
von 4 m ab der rückwärtigen Gebäudeflucht nicht überschreiten und dienen 
vornehmlich dem Sichtschutz auf den rückwärtigen Terrassen. Des Weiteren sind die 
Vorgartenflächen gärtnerisch zu gestalten und zu unterhalten. 
 
Zu 9.2 
Der Bebauungsplan setzt für Garagen und Carports grundsätzlich eine 
Dachbegrünung fest. Um einen erforderlichen Gestaltungsspielraum für die künftigen 
Bewohner bzw. Eigentümer (unter Einhaltung wertiger ökologischer Standards) 
einzuräumen, besteht alternativ die Möglichkeit auf diese Dachbegrünung zu 
verzichten, wenn im Gegenzug mindestens 10 % der Fassadenfläche des jeweiligen 
Hauptbaukörpers begrünt werden.  
Diese Festsetzung bezieht sich aber entgegen der betreffenden Äußerung 
ausschließlich auf die oberirdischen Garagen im Plangebiet. Tiefgarage sind hiervon 
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nicht betroffen. Für Tiefgaragen gilt die Festsetzung, dass die nicht überbauten 
Flächen von Tiefgaragen mit einer mindestens 0,5 m mächtigen belebten 
Bodenschicht zu überdecken und gärtnerisch zu gestalten sind. 
 
Zu 9.3 
Der Bebauungsplan setzt die Einfriedung der privaten Grundstücksfläche durch 
standortgerechte Hecken fest. Zusätzlichen wird eine Begrünung der Dachflächen 
von Garagen und Carports, bzw. alternativ eine Begrünung von mindestens 10 % der 
Fassaden der Hauptbaukörper festgesetzt. Eine vollständige Begrünung der 
Fassaden soll im Bebauungsplan nicht vorgeschrieben werden, da hiermit ein zu 
großer Eingriff in die Gestaltungsfreiheit von Bauherren einhergehen würde.  
 
Zu 10. 
Der Bebauungsplan ermöglicht grundsätzlich die Errichtung von Gebäuden mit Süd-
West-Ausrichtung der Dächer sowie die Anbringung von Solarkollektoren und 
Photovoltaikanlagen. Eine Ermächtigungsgrundlage, die Nutzung von 
Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen im Bebauungsplan festzusetzen, besteht 
nicht. Ebenso kann ein Nutzungs- oder Anschlusszwang für bestimmte Energieträger 
oder -anlagen nicht planungsrechtlich vorgeschrieben werden. Alle geplanten Häuser 
unterliegen dem energiegesetzlichen Mindesteffizienzstandard als Beitrag zum 
allgemeinen Klimaschutz. Bauherren soll es jedoch überlassen werden, wie dieser 
Standard erreicht wird. Der Bebauungsplan steht in diesem Sinne auch der 
Umsetzung von Blockheizkraftwerken nicht entgegen.  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und angrenzend an diesen befinden sich 
keine Fernwärmeversorgungsleitungen. Derzeit sind hierzu keine Planungen durch 
den Versorgungsträger (EVL) angedacht, die einen Anschluss ermöglichen würden. 
 
Zu 11. 
Zur Gewährleistung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse wird im 
Bebauungsplan entlang der Hitdorfer Straße ein Lärmschutzwall festgesetzt. 
Hierdurch wird sichergestellt, dass in den Freibereichen des WA 1 ein 
Beurteilungspegel von 60 dB(A) nicht überschritten wird.  
Eine vollständige Einhaltung der Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete 
gemäß DIN 18005 würde gemäß Schallgutachten eine über 8 m hohe 
Lärmschutzwand erfordern. Eine solche Maßnahme wäre unverhältnismäßig und 
städtebaulich nicht vertretbar. Daher sind in Bereichen des Plangebietes zusätzlich 
passive Schallschutzmaßnahmen erforderlich. Deren Erforderlichkeit ergibt sich aus 
den festgesetzten Lärmpegelbereichen. Hieraus ergibt sich wiederum das jeweils 
gemäß DIN 4109 (1989) erforderliche Schalldämmmaß für Außenbauteile. Die 
konkrete Ausführung des passiven Schallschutzes obliegt dem jeweiligen Bauherrn. 
Dementsprechend wird grundsätzlich keine bestimmte Form passiver 
Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan verbindlich festgelegt.  
 
Zu 11.1 
Die Lärmimmissionen der BAB 59 wurden im Schallgutachten berücksichtigt und 
fließen in die Gesamtbetrachtung zum Verkehrslärm ein.  
 
Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung können die Orientierungswerte für 
allgemeine Wohngebiete entlang der Hitdorfer Straße nicht eingehalten werden. Die 
Beurteilungspegel liegen hier am Tag über 60 dB(A). Grundsätzlich sind im Rahmen 
der Konfliktbewältigung aktive Schallschutzmaßnahmen passiven Maßnahmen 
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vorzuziehen. Um einen hinreichenden Schutz zu gewährleisten, wäre allerdings ein 
Schallschutzwall bzw. eine Lärmschutzwand mit einer Höhe von rund 8 m 
erforderlich. Eine aktive Maßnahme mit der vorgenannten Höhe soll jedoch aus 
städtebaulichen Gründen am Ortseingang von Leverkusen Hitdorf nicht realisiert 
werden. Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung wird daher im 
Bebauungsplan zum Schutz der Freibereiche ein 2,5 m hoher Lärmschutzwall 
festgesetzt. Mit einem Wall in dieser Höhe können in den Freibereichen die 
Orientierungswerte für Mischgebiete gemäß DIN 18005 eingehalten werden. Da in 
Mischgebieten gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse grundsätzlich möglich sind 
und die Freibereiche lediglich dem temporären Aufenthalt von Menschen dienen, 
kann somit ein angemessener Schutz vor Verkehrslärmeinwirkungen erreicht 
werden. Zur Einhaltung der Anforderungen an die gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse in den Gebäuden werden im Bebauungsplan passive 
Schallschutzmaßnahmen zum Schutz der Innenräume festgesetzt. Die Einhaltung 
der Festsetzungen für vorgenommene Maßnahmen zum Schallschutz wird im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen und geprüft. 
 

Zu 12.  
Die Altablagerung NW 2046 – Kiesgrube Flurstraße/Grünstraße im Bereich der 
privaten Grünfläche ist im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 5 BauGB 
gekennzeichnet. Aufgabe der Kennzeichnung ist es, für die dem Bebauungsplan 
nachfolgenden Verfahren (z. B. Genehmigungsverfahren) sowie Eigentümer, Nutzer 
und Bauaufsichtsbehörde auf Gefährdungen durch Bodenbelastungen und die 
erforderliche Berücksichtigung hinzuweisen ("Warnfunktion"). Innerhalb der 
Begründung zum Bebauungsplan sowie in den textlichen Festsetzungen als Hinweis 
wird der Umgang mit dieser Altablagerung erläutert.  
In 2005 und 2009 wurden zur Erkundung und Bewertung potentieller 
Bodenverunreinigungen im Bereich der Altablagerung gezielte 
Bodenuntersuchungen durchgeführt. Die chemische Untersuchung von Mischproben 
der obersten Oberbodenschicht (0,0 bis 0,3 m) zeigten durchweg unauffällige 
Befunde. Das Risiko einer Gefährdung des Grundwassers wird angesichts der 
geringen Wasserlöslichkeit der relevanten Parameter (Schwermetalle, PAK) als 
gering eingestuft.  
Eingriffe in den Boden sind nicht vorgesehen. Mit der Anlage einer privaten 
Grünfläche geht keine Gefährdung von der Altablagerung aus. 
 
Zu 13.  
Die Lage des Plangebietes in der Grundwassergewinnungszone schließt eine 
Bebauung nicht grundsätzlich aus. Eine Gefährdung der Grundwasserqualität und 
somit des Schutzzweckes des Wasserschutzgebietes ist nicht zu befürchten. Daher 
wird die Planung in Bezug auf den Grundwasser- und Gewässerschutz als vertretbar 
eingestuft.  
Zum Schutz des Grundwassers wird das auf den öffentlichen Verkehrsflächen und 
auf den privaten Garagenzufahrten anfallende Niederschlagswasser zusammen mit 
dem Schmutzwasser in den vorhandenen Mischwasserkanal geleitet. Das (sonstige) 
auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Niederschlagswasser soll ortsnah 
versickert werden.  
Das Plangebiet würde im Szenario eines 100-jährigen Hochwasserereignisses 
(HQ100) lediglich in einem Teilbereich der nordöstlichen Grünfläche überschwemmt. 
Im Fall eines 500-jährigen Hochwasserereignisses (HQ500) wäre das gesamte 
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Plangebiet durch Wassertiefen in Höhe von 0 - 0,5 m und in Teilen 0,5 - 1 m 
betroffen. Im Bebauungsplan wird daher auf die Situation des Hochwassers gemäß 
Stellungnahme der UWB vom 02.12.2016 hingewiesen und eine 
hochwasserangepasste Bauweise (z. B. Unterkellerung mit der Herstellung einer 
schützenden Abdichtung) empfohlen. Insgesamt wird die Planung in Bezug auf den 
Hochwasserschutz als vertretbar bewertet. 
 
Zu 14. und 14.1 
Die im Bebauungsplan festgesetzte Ausgleichsfläche ist als artenreiches 
Extensivgrünland auszubilden und weist einen deutlich höheren ökologischen Wert 
auf als die bisherige landwirtschaftliche Nutzung. Dementsprechend bildet sie einen 
ökologisch sinnvollen Abschluss des Siedlungsbereiches. Ebenso ist die 
Ausgleichsfläche prinzipiell für eine höhere Artenvielfalt geeignet als die 
bestehenden Ackerflächen.  
In der Stellungnahme wird erfragt, warum ein avifaunistisches Gutachten 
(Vogelgutachten) sowie hierzu erforderliche Kartierungen nicht durchgeführt wurden. 
Das Vorkommen planungsrelevanter Vogelarten wurde im Rahmen der 
Artenschutzrechtlichen Prüfung (ASP) untersucht. Aufgrund der vorliegenden 
Habitatstrukturen (intensive landwirtschaftlich genutzte Fläche ohne 
Gehölzstrukturen) wurden die Vögel intensiv erfasst. Insgesamt wurden neun 
Begehungen im Zeitraum vom 24.07.2015 bis 06.06.2016 zu unterschiedlichen 
Tageszeiten durchgeführt. Es fanden darunter auch zwei Begehungen im April und 
eine im Juni 2016 statt. Im Plangebiet konnten keine planungsrelevanten Vogelarten 
in NRW als Brutvögel nachgewiesen werden. Auch ist das Plangebiet nicht als 
Jagdhabitat für planungsrelevante Vogelarten interessant. Es liegen keine 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände vor. Eine Gefährdung der Vögel 
ausgeschlossen geht mit Umsetzung des Bebauungsplanes nicht einher. Ein 
separates avifaunistisches Gutachten wurde nicht erforderlich, da das Vorkommen 
von Vögeln im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Prüfung intensiv untersucht 
wurden.  
 
Zu 15.  
Mit der Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen wird auf die bestehende 
Nachfrage in Leverkusen nach Wohnraum reagiert, die sowohl im Segment des 
Geschosswohnungsbaus als auch für Einfamilienhäuser besteht und auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes bereits vorbereitet wurde. Mit der Bebauung neuer Flächen 
ist zwangsläufig auch eine zusätzliche Versiegelung verbunden. Insofern wird dem 
städtischen Entwicklungsziel sowie dem Bedürfnis der Bevölkerung nach Wohnraum 
Vorrang eingeräumt.  
Um die Versiegelung der Wohnbauflächen zu begrenzen, wird im Bebauungsplan 
durch planungsrechtliche Festsetzungen der Versiegelungsgrad für Wohngebäude 
auf 40 % der Grundstücksfläche (GRZ = 0,4) zuzüglich Terrassenflächen, 
Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen bis zu einer maximalen GRZ von 0,6 
begrenzt. Für Flächen mit Tiefgaragen erfolgen zudem Festsetzungen zur 
Überdeckung dieser Anlagen mit einer Bodensubstratschicht, um nachteilige 
Umweltauswirkungen durch den ermöglichten höheren Versiegelungsgrad (GRZ = 
0,8) zu minimieren. Weiterhin werden umfassende Festsetzungen zur Begrünung 
sowohl der öffentlichen als auch der privaten Flächen getroffen, um die 
Beeinträchtigung des Stadtklimas zu minimieren. Angrenzend an das Plangebiet gibt 
es Ackerflächen, die weiterhin der Bildung von Kaltluft dienen. 
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Darüber hinaus erfolgt im Bebauungsplanverfahren der gesetzlich vorgeschriebene 
Ausgleich für den durch das Wohngebiet ausgelösten Eingriff in den Naturhaushalt. 
Im Norden des Bebauungsplanes wird ein artenreiches Extensivgrünland entstehen 
und als Rückzugsraum für Tiere und Pflanzen im Plangebiet dienen. Weitere 
Ackerflächen gibt es direkt angrenzend an das Plangebiet. Auch diese können wie im 
Bestand als Rückzugsgebiete für Tiere und Pflanzen dienen.  
Die Inanspruchnahme von Ackerflächen für die bauliche Entwicklung steht im Zuge 
der Abwägung der Belange dem städtischen Entwicklungsziel einer wohnbaulichen 
Entwicklung der Fläche gegenüber.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Aufrechterhaltung der Einwände und Anregungen im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung (Punkt 1), den Stellungnahmen zum Wohnraumbedarf (Punkt 2), zur 
Vermarkung der Flächen (Punkt 3), die Übertragung von Wertpunkte auf andere 
Vorhaben (7.2) werden zu Kenntnis genommen. 
Den Stellungnahme zu Infrastruktur (Punkt 4 und 5), der Stellplatzsituation (Punkt 6), 
den vorzunehmenden Anpflanzungen in Zusammenhang mit den 
Eigentumsverhältnissen (Punkt 7), der Form des Bebauungsplanes (Punkt 7.1), der 
Ermittlung des ökologischen Wertes (Punkt 8), GRZ und der Entwässerung (Punkt 
9), den Einfriedungen (Punkt 9.1 und 9.3), der Bepflanzung von Tiefgaragen (Punkt 
9.2), der verbindlichen Vorgabe von Energieträgern (Punkt 10), dem Lärmschutz 
(Punkt 11 und 11.1), Schutzmaßnahmen gegen Altablagerung (Punkt 12), der 
Versiegelung und Grundwassergewinnung (Punkt 13), der zu entwickelnden 
Ausgleichsfläche (Punkt 14), den verdrängten Arten und der Erstellung eines 
avifaunistischen Gutachtens (Punkt 14.1) sowie der Inanspruchnahme von 
Außenflächen für Bauland (Punkt 15) wird nicht gefolgt.  
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II/B Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

 
II/B 1:   Amprion GmbH 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es sind keine Höchstspannungsleitungen betroffen. Diesbezügliche Planungen 
liegen aus heutiger Sicht nicht vor. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 2:   Avea GmbH & Co. KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Hinweise zu Anforderungen, zu Behältergrößen und Abfuhrrhythmen, 
Behälterstandplätze und Transportwege, Standplätze für Glas- und 
Altkleidercontainer sowie die gültige Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Leverkusen werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zur Kenntnis 
genommen. Eine Berücksichtigung erfolgt im Rahmen der nachfolgenden 
Ausführungs- und Umsetzungsplanungen.  
 
Eine Berücksichtigung der Hinweise zu Anforderungen an die Straßen und Fahrwege 
für die Sammlung von Abfällen wird auf Ebene des Bebauungsplanes durch die 
Ausweisung der Straßenverkehrsflächen vorbereitet und im Rahmen der 
nachfolgenden Erschließungsplanung berücksichtigt.  
 
Der Bebauungsplan ermöglicht durch die Festsetzung einer Straßenverkehrsfläche 
grundsätzlich die durchgängige Befahrung und Anbindung an die Grünstraße 
Die Erschließungsplanung sieht jedoch eine Abbindung des Plangebietes zur 
Grünstraße mit Pollern vor. Daher soll am Ende der Planstraße eine Pkw-
Wendeanlage eingerichtet werden. Müllfahrzeuge sollen das Plangebiet jedoch 
durch Öffnen der Poller zur Grünstraße verlassen können, sodass eine Wendeanlage 
für Müllfahrzeuge nicht erforderlich ist. Eine Befahrung der Stichwege ist ebenfalls 
nicht erforderlich. An den Stichwegen können nur wenige Wohneinheiten errichtet 
werden. Die Abfallbehälter dieser Wohneinheiten werden am Abholtag an der 
festgesetzten Straßenverkehrsfläche - Planstraße - aufgestellt und sind somit für 
Müllfahrzeuge gut erreichbar.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, hinsichtlich der 
Wendemöglichkeiten berücksichtigt und dem Fachbereich Tiefbau zur Prüfung der 
Ausbauplanung zur Verfügung gestellt. 
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II/B 3:   Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die öffentlichen Belange der allgemeinen Landeskultur und der Landesentwicklung 
sind durch das Vorhaben nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 4:   Bezirksregierung Düsseldorf, Fachbereich Recht und Ordnung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es wird ein entsprechender Hinweis auf den konkreten Verdacht auf Kampfmittel 
bzw. Militäreinrichtungen, auf eine Überprüfung der zu überbaubaren Fläche auf 
Kampfmittel und auf die Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung bei Erarbeiten 
mit erheblichen mechanischen Belastungen in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
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II/B 5:   Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Hinweise zur Lage des Plangebietes in der Wasserschutzzone III und die 
ordnungsbehördliche Verordnung zum Wasserschutzgebiet werden berücksichtigt 
und als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. Entsprechende Ausführungen 
zu Wasserschutzzone und auch zum Grundwasser werden in der Planbegrünung 
und/ oder im Umweltbericht dargelegt.  
Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes erfolgt die nachrichtliche Übernahme 
der Wasserschutzzone in den Bebauungsplan.  
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis auf die Lage des Plangebietes gemäß 
Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung Düsseldorf/Köln im 
überschwemmungsgefährdeten Bereich aufgenommen. Eine hochwasserangepasste 
Bauweise wird empfohlen. 
Eine Beteiligung der genehmigenden Unteren Wasserbehörde (UWB) der Stadt 
Leverkusen im Bebauungsplanverfahren ist erfolgt. Hierbei erfolgte gemäß Schreiben 
der UWB vom 28.09.17 die Stellungnahme, dass unbelastetes Niederschlagswasser 
auf den Grundstücken versickert werden kann und belastetes Niederschlagswasser 
über den vorhandenen Mischwasserkanal abzuleiten ist. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wird gefolgt.   
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II/B 6:   Deutsche Telekom Technik GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Bestehende Versorgungsleitungen des Trägers sind nicht betroffen. Der Träger wird 
im Zuge der Erschließungsplanung beteiligt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 7:   Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co.KG  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Rahmen der Umsetzung des durch den Bebauungsplan begründeten Vorhabens 
sind keine baulichen Veränderungen im Bereich der Flurstraße, Grün- und Hitdorfer 
Straße vorgesehen. Eine Verlegung der Leitungen ist zur Umsetzung des 
Bebauungsplanes nicht erforderlich.  
Sofern künftig ein Eingriff im Bereich der bestehenden Leitungen erfolgt, werden 
entsprechende Maßnahmen mit dem Träger abgestimmt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 8:   E-Plus Gruppe 
 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Belange von Richtfunkstrecken sind nicht betroffen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 9:   Gascade Gastransport GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Versorgungsleitungen des Trägers als auch der WINGAS GmbH, NEL Gastransport 
GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH & Co. KG. sind nicht betroffen. Planexterne 
Kompensationsflächen sind nicht vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 10:  IHK Köln 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es werden keine Bedenken vorgetragen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 11:  LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es bestehen keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern, 
jedoch befindet sich das Plangebiet in einer siedlungsgünstigen Region. Südöstlich 
der Fläche, in Leverkusen Rheindorf, wurde ein germanisches Gräberfeld 
nachgewiesen. Nach Wertung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland (ABR) kann grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden, dass im 
Plangebiet Bodendenkmäler erhalten sind. Aus diesem Grund wurde im Rahmen des 
Planverfahrens eine archäologische Grunderfassung durch ein Fachbüro 
durchgeführt. In Teilbereichen des Plangebietes wurde anlässlich dieser Begehung 
vereinzelt römische Keramik ermittelt. Funde, die einer germanischen Siedlung 
zuzuordnen sind, wurden bei dieser Begehung nicht erfasst. Da die germanischen 
Stämme nach derzeitigem Forschungsstand aber ab der Zeitwende einen regen 
Handel mit den Römern betrieben haben, wird diese römische Keramik 
(möglicherweise) auch als Siedlungsindikator für eine germanische Siedlungstätigkeit 
gewertet.  
Gemäß § 1 Abs. 3 Denkmalschutzgesetz sind die Belange des 
Bodendenkmalschutzes (DSchG NW) angemessen bei der Bauleitplanung zu 
berücksichtigen. Was als angemessen gilt, ergibt sich in diesem Fall primär aus der 
Bewertung des Fundmaterials in Verbindung mit den Verwaltungsvorschriften zum 
DSchG NW. Voraussetzung für die Berücksichtigung von nicht eingetragenen und 
damit vermuteten Bodendenkmälern ist danach, dass wissenschaftlich begründete 
Anhaltspunkte für deren Vorhandensein vorliegen. Die ermittelten Funde könnten als 
Hinweis auf germanische Siedlungsreste zu werten sein, ein konkreter Nachweis ist 
daraus jedoch nicht abzuleiten. Auf dieser Basis und in Abstimmung mit dem LVR-
Amt für Bodendenkmalpflege sind die Belange des Bodendenkmalschutzes nicht als 
planungsrelevant einzustufen. 
Zum Ausgleich (möglicher) Interessenkollisionen, die sich auf der Grundlage der 
ermittelten Funde bei der Realisierung der Planung ergeben könnten, verpflichtet 
sich der Investor im städtebaulichen Vertrag die Erdarbeiten für die 
Haupterschließungstrasse unter Aufsicht einer Fachfirma für Archäologie 
durchführen zu lassen. Dabei ermittelte archäologische Befunde und Funde werden 
auf Veranlassung des Investors wissenschaftlich untersucht, dokumentiert und mit 
dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege abgestimmt.  
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Belange des Bodendenkmalschutzes gelten unter dieser Voraussetzung 
planungsrechtlich als ausgewogen. Unabhängig hiervon bleibt ein Hinweis auf die 
Meldepflicht und das damit verbundene Veränderungsverbot gemäß §§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetzt Nordrhein-Westfalen. 
 
Im Bebauungsplan ist ein Hinweis auf die durchzuführende archäologische 
Begleitung der Erdarbeiten für die Haupterschließungstrasse und auf die Meldepflicht 
gemäß § 15 und 16 DSchG NW. aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wurde insofern gefolgt, als dass eine archäologische 
Grunderfassung durchgeführt wurde.  
Das daraus resultierende Ergebnis, ergab eine Hinweispflicht im Bebauungsplan. 
Im städtebaulichen Vertrag wird eine archäologische Begleitung der Erdarbeiten für 
die Haupterschließungstrasse fixiert. 
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II/B 12:  Stadt Monheim 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es werden keine Anregungen vorgetragen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 13:  Nahverkehr Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Basierend auf dem Mobilitätsgutachten, das die Stadt Leverkusen im Jahr 2016 
erstellt hat, beträgt der Anteil der Fahrten, die in den Stadtteilen Rheindorf und 
Hitdorf mit dem ÖPNV zurückgelegt wurden, 15 %. Von 1.900 Wegen des neuen 
Wohngebietes entfallen damit insgesamt 285 Wege am Werktag auf den ÖPNV. 
Die dem Wohngebiet am nächsten gelegene Haltestelle ist die Haltestelle 
„Oststraße“ auf der Hitdorfer Straße, in Fahrtrichtung Westen zwischen Oststraße 
und Ringstraße gelegen, in Fahrtrichtung Leverkusen an der Weidenstraße gelegen. 
Die Entfernung beträgt für die neuen Bewohner rund 350 m (Luftlinie) bzw. 450 m 
maximal (Gehweg). Hier verkehren die Linien 233 (wupsi) und 253 (Hüttebräucker) 
sowie eine Nachtbuslinie (N23 - wupsi) und Fahrten vor allem für den Schülerverkehr 
(244 - wupsi). 
Linie 233 verkehrt zwischen Leverkusen-Mitte und Monheim werktags alle 
20 Minuten, ab 20:00 Uhr und am Wochenende alle 30 Minuten, Linie 253 verkehrt 
zwischen Hitdorf und Opladen werktags und samstags alle 60 Minuten. 
Eine weitergehende Verdichtung des Fahrplanes ist nicht Regelungsinhalt des 
Bebauungsplanverfahrens. 
Als ergänzendes Angebot steht in Leverkusen Hitdorf ein Carsharing-Auto an der 
Hitdorfer Straße (zwischen Langenfelder Straße und Fährstraße) zur Verfügung. Ob 
sich die Bereitstellung eines weiteren Carsharing-Fahrzeuges lohnt, ist vom Anbieter 
zu entscheiden.  
Hitdorf als Stadtteil der kurzen Wege ist zudem durch ein gutes Fußwegenetz 
vernetzt. Dieses wird auch im vorliegenden Plangebiet aufgegriffen und der Ausbau 
durch die Festsetzung von Fuß- und Radwegen planungsrechtlich vorbereitet. 
Eine Information der Bewohner über die Mobilitätsverhältnisse kann grundsätzlich im 
Rahmen nachfolgender Verkaufsgespräche erfolgen, ist jedoch nicht 
Regelungsinhalt des Bebauungsplanverfahrens. 
Dargelegte Ausführungen zum Fahrtenanteil im ÖPNV, zur ÖPNV-Anbindung sowie 
zum ergänzenden Angebot und zur grundsätzlichen Mobilität im Stadtteil Hitdorf 
werden ergänzend in die Planbegründung aufgenommen. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Die Begründung zum Bebauungsplan wurde unter Punkt 4.4 „Verkehrskonzept“ um 
Angaben zum ÖPNV ergänzt.  
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II/B 14:  Technische Betriebe Leverkusen (TBL) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Das vorgeschlagene Entwässerungskonzept soll wie dargelegt im Plangebiet 
umgesetzt werden. 
Im Nachgang der Zustimmung durch die Bezirksregierung ist es vorgesehen, eine 
Änderungsanzeige (bzw. der Nachweis, dass es sich um eine unwesentliche 
Änderung handelt) gemäß § 57 Abs. 1 LWG NW einzureichen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme hinsichtlich des vorgesehenen Entwässerungskonzeptes wird 
gefolgt. 
Der Hinweis zur Änderungsanzeige wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 15:  Telefónica Germany GmbH & Co.OHG 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Versorgungsleitungen des Trägers sind nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 16:  Polizei NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es werden keine Bedenken seitens der Polizei NRW geäußert. 
Die Hinweise zum Beratungsangebot werden zur Kenntnis genommen und an den 
Investor weitergegeben. Eine Regelung zur Kriminalprävention bzw. einen Hinweis 
hierauf stellt keinen Inhalt auf Ebene des Bebauungsplanes dar. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der Anregung zum textlichen Hinweis innerhalb des Bebauungsplanes wird nicht 
gefolgt.  
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II/B 17:  Pledoc GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Versorgungsleitungen des Trägers sind nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 18:  Unitymedia NRW GmbH 

 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Versorgungsleitungen des Trägers sind durch die Planung nicht betroffen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 19:  Vodafone GmbH 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Versorgungsleitungen des Trägers sind nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 20:  BUND 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1 
Eine Abwägung der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen erfolgte zur Auslegung des Bebauungsplanes. Im Ergebnis dieser 
Abwägung wurden u. a. die Anordnung der Geschossbaukörper, die Gebäudehöhen 
sowie die Dachformen im städtebaulichen Entwurf berücksichtigt und innerhalb des 
Bebauungsplanes festgesetzt. Der Beschluss über die Abwägung der sonstigen im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingetroffenen Stellungnahmen erfolgt mit 
Entscheidung des Rates zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes.  
 
Zu 2. 
In Leverkusen besteht nachweislich ein hoher Bedarf nach zusätzlichem Wohnraum. 
Dies geht aus den Bevölkerungsprognosen für die Stadt Leverkusen hervor. Der 
Bedarf ist zudem am Nachfrageverhalten auf dem privaten und öffentlichen 
Wohnungsmarkt deutlich ablesbar. Der Standort Hitdorf ist gemäß der Ausführung 
des integrierten Handlungskonzeptes ein nachgefragter Wohnstandort für Familien 
mit Kindern und weist eine positive Einwohnerentwicklung auf.  
Die hier vorgesehene wohnbauliche Entwicklung wird bereits auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Leverkusen vorbereitet. Dieser stellt im Sinne des 
§ 5 BauGB die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende 
Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Stadt Leverkusen 
dar. Im wirksamen Flächennutzungsplan sind die vom Plangebiet betroffenen 
Flächen als Wohnbauflächen dargestellt.  
 
Zu 3. 
Es handelt sich um eine zutreffende Feststellung. 
 
Zu 4. und 5.  
Es bestehen keine Anhaltspunkte zu der Annahme, dass die bestehende 
Infrastruktur den Zuzug neuer Bewohner nicht aufnehmen könnte.  
So wird die schulische Infrastruktur als ausreichend betrachtet, um die durch das 
Neubaugebiet zu erwartende Anzahl neuer Schülerinnen und Schüler aufzunehmen. 
Dieses begründet sich auch darin, dass für heutige Schülerinnen und Schüler ein 
Schulwechsel an weiterführende Schulen stattgefunden haben wird, bevor es zu 
einem Einzug neuer Familien in Hitdorf-Ost kommt. Insofern ist positiv davon 
auszugehen, dass für bestehende soziale Infrastruktureinrichtungen eine nachhaltige 
Nutzung zu erwarten ist. 
Hinsichtlich der Lebensmittelversorgung profitiert der Standort durch den 
benachbarten Aldi-Markt. Darüber hinaus wirkt sich eine verstärkte Nachfrage 
wirtschaftlich grundsätzlich positiv für die in Hitdorf ansässigen Betriebe, Geschäfte 
und Dienstleister aus. Die Stärkung der Existenz sowie die Bindung der Kaufkraft 
wirken der Schließung von kleineren Einzelhandelsbetrieben entgegen und tragen 
somit zum Erhalt der vorhandenen Versorgungsstruktur in Hitdorf bei. Die Schließung 
des Edeka-Marktes kann auch als ein Indiz dafür gesehen werden, dass die 
bestehende Nachfragestruktur in Hitdorf nicht ausreicht, um auch kleineren Märkten 
eine Existenzgrundlage zu bieten. Eine Steigerung der Einwohnerzahlen kann diese 
Situation positiv verändern. 
Hinsichtlich der Verkehrsinfrastruktur bestehen ebenfalls keine Hinweise für eine 
drohende Überlastung durch die Umsetzung des durch den Bebauungsplan 
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begründeten Vorhabens. Planerische und politische Voraussetzung für die 
Entwicklung der im Flächennutzungsplan dargestellten Wohngebiete war die 
Umsetzung des Verkehrskonzeptes für Hitdorf. Im Jahr 2016 erfolgte die 
Fertigstellung dieser Verkehrsmaßnahme, bei der die Ringstraße für den 
bevorzugten Richtungsverkehr ausgebaut wurde und seitdem durchgängig befahrbar 
ist.  
Das in der Stellungnahme erwähnte Verkehrsgutachten kommt zu dem Ergebnis, 
dass durch die Umsetzung des Vorhabens keine nennenswerten Beeinträchtigungen 
der Verkehrsinfrastruktur zu erwarten sind. Das zusätzliche Verkehrsaufkommen 
kann demnach unter Berücksichtigung der Umsetzung des geplanten Kreisverkehres 
Ringstraße/Langenfelder Straße leistungsfähig abgewickelt werden.  
Weiterhin wurden im Zuge des Planverfahrens alle betreffenden Fachbereiche der 
Stadt Leverkusen schriftlich um Stellung gebeten. Auch hierbei wurden keine 
Bedenken hinsichtlich einer Überlastung der Infrastruktur, wie z. B. Kindergärten, 
Schulen oder Nahversorgung vorgetragen. Zur Infrastruktur bezüglich der 
Betreuungsplätze in Kindergärten besteht gemäß Aussage des Fachbereiches 
Kinder und Jugend eine leichte Unterversorgung, die sich jedoch durch die mit dem 
Bebauungsplan Nr. 217/I „Hitdorf-Ost/nördlich Flurstraße“ zu erwartende 
Bevölkerungszunahme nicht derart ausweitet, dass dieses den Neubau einer 
Kindertageseinrichtung innerhalb des Plangebietes rechtfertigen würde.  
Die vorhandene Infrastruktur kann somit die mit Umsetzung des Bebauungsplanes 
entstehende Wohnbebauung und den damit einhergehenden Anstieg der 
Bevölkerung gut aufnehmen. Eine Beeinträchtigung bestehender Strukturen wird 
nicht erwartet. 
 
Zu 6. 
Die Richtzahl für Stellplätze gemäß der Bauordnung für das Land Nordrheinwestfalen 
(BauONRW) liegt je Wohneinheit bei einem notwendigen Pkw-Stellplatz. Dieser 
Richtzahl wird innerhalb des städtebaulichen Konzeptes entsprochen. Der 
Bebauungsplan setzt hierzu seitlich der Einfamilienhäuser eine Umgrenzung von 
Flächen für Stellplätze und Garagen festgesetzt. Alternativ sind diese Stellplätze, 
Garagen oder Carports auch innerhalb festgesetzten Baugrenzen möglich. Die auf 
den Einfamilienhausgrundstücken gelegenen Garagenzufahrten können zudem als 
Stellplätze genutzt werden, wenngleich diese in der Stellplatzberechnung nicht als 
solche betrachtet wurden. Auf diese Weise stehen für nahezu alle Einfamilienhäuser 
praktisch zwei Pkw-Stellplätze zur Verfügung.  
Ebenfalls entspricht die Anzahl von 1 bis 1,5 Stellplätzen je Wohneinheit in 
Mehrfamilienhäusern den für Neubaugebiete üblichen und bewährten Werten.  
Die im öffentlichen Straßenraum vorgesehenen Parkplätze werden im Straßenraum 
sowie auf Parkflächen vorgesehen und führen zu einem Angebot von insgesamt 51 
öffentlichen Stellplätzen. Dieses entspricht einem ausreichenden Wert von rund 0,4 
öffentlichen Parkplätzen je Wohneinheit. Diese Zahl liegt aufgrund der Lage von 
Hitdorf sowie aufgrund der örtlichen Situation über dem in Leverkusen angestrebten 
Wert von 0,25.  
Die Infrastruktur für den ruhenden Verkehr ist somit dem neuen Wohngebiet 
angemessen. Darüber hinaus stellt es kein Ziel der Bauleitplanung dar, das 
Flächenangebot zugunsten öffentlicher Stellplätze zu erweitern und somit den 
motorisierten Individualverkehr überdurchschnittlich zu begünstigen. Hierbei wird 
auch berücksichtigt, dass individuelle Mobilität auch durch das Angebot des ÖPNV 
die Nutzung von Fahrrädern sowie durch Carsharing-Angebote erreicht werden kann. 
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Zu 7.  
Ein Betrieb der öffentlichen Verkehrsflächen in der Verantwortung eines privaten 
Investors ist nicht vorgesehen. Auch die Planung der öffentlichen Verkehrsflächen 
erfolgt durch ein Ingenieurbüro in Abstimmung mit dem hierzu zuständigen 
Fachbereichen Tiefbau sowie Stadtgrün. Alle im Bebauungsplan festgesetzten 
öffentlichen Verkehrsflächen gehen nach deren Fertigstellung in das Eigentum der 
Stadt Leverkusen über. 
Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen zur Begrünung der Straßenverkehrsflächen. 
So sind im öffentlichen Straßenraum insgesamt 22 standortgerechte Laubbäume als 
Hochstamm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Ebenso werden Festsetzungen 
zur Mindestpflanzqualität dieser Bäume getroffen. Die Grünpflanzungen werden in 
Abstimmung mit der Stadt Leverkusen festgelegt und, ebenso wie die 
Qualitätsstandarts im Straßenraum, vertraglich im Erschließungsvertrag gesichert.  
Der Bereich des Lärmschutzwalls wird als private Grünfläche festgesetzt. Die 
Bepflanzung obliegt entsprechend dem künftigen privaten Grundstückseigentümer. 
Die entlang der Hitdorfer Straße vorhandenen Linden werden auch mit Umsetzung 
des angrenzend vorgesehenen Lärmschutzwalls erhalten. Angrenzend an den 
Kreisverkehr wird zudem eine schmale öffentliche Grünfläche festgesetzt. In diesem 
Bereich und im Bereich der angrenzend festgesetzten Parkplatzfläche sollen 
ebenfalls Heckenpflanzungen vorgenommen werden und den östlichen Ortseingang 
von Hitdorf maßgeblich gestalten. 
 
Zu 7.1 
Bei dem Bebauungsplan Nr. 217/I handelt es sich um einen 
Angebotsbebauungsplan. Vorhabenbezogene Bebauungspläne nach § 12 BauGB 
werden grundsätzlich als solche vermerkt und beschlossen.  
Aufgrund der bestehenden Grundstücksverfügbarkeit des Investors (Fa. Paeschke), 
der Katholischen Kirchengemeinde sowie der Stadt Leverkusen berücksichtigt der 
Bebauungsplan die Interessen aller Eigentümer. Die Kosten der Bauleitplanung 
werden anteilig zwischen dem Investor und der Stadt aufgeteilt. Im Rahmen der 
gegebenen Planungshoheit wird das Planverfahren durch die Stadt Leverkusen 
gesteuert und alle notwendigen Planungsschritte mit den städtischen Fachbereichen 
abgestimmt.  
 
Zu 7.2  
Die Berechnung der Ausgleichmaßnahmen sowie deren konkrete Beschreibung 
erfolgt im landschaftspflegerischen Begleitplan (LPB).  
Die durch die geplanten Baumaßnahmen erforderliche Kompensation wird über die 
im Bebauungsplan festgesetzte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft umgesetzt.  
Für die über diese Kompensation hinaus gehende ökologische Wertigkeit besteht 
grundsätzlich die Möglichkeit, diesen Überschuss auf andere Bauvorhaben 
anzurechnen. Dieses ist jedoch kein Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. Eine 
entsprechende Vereinbarung würde zwischen der Stadt Leverkusen und dem 
Investor (Fa. Paeschke) innerhalb des separat zu erstellenden 
Erschließungsvertrages erfolgen. 
 
Zu 8. 
Die Ermittlung des ökologischen Wertes der Fläche vor und nach Umsetzung des 
durch den Bebauungsplan begründeten Vorhabens erfolgt auf Grundlage der durch 
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das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
(LANUV) im Jahr 2008 veröffentlichten Methode zur numerischen Bewertung von 
Biotoptypen für die Bauleitplanung. Dieses Verfahren ist rechtlich anerkannt und 
entspricht dem aktuellen Stand der Wissenschaft (siehe Umweltbericht: Kapitel 5.13, 
Landschaftspflegerischer Begleitplan zum Bebauungsplan Nr. 217/I „Hitdorf Ost / 
nördlich Flurstraße“: Kapitel 4.1). Nach diesem Verfahren wird auf Grundlage 
zugeordneter Wertigkeiten für unterschiedliche Bodennutzungen (in Ökopunkten je 
m²) jeweils eine Ermittlung des ökologischen Wertes für das gesamte Plangebiet vor 
und nach dem Eingriff ermittelt. Im vorliegenden Fall sind die geplanten 
Ausgleichsflächen Bestandteil des Plangebietes und werden somit unmittelbar in die 
Berechnung einbezogen.  
 
Zu 9.  
Für alle allgemeinen Wohngebiete wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 
festgesetzt. Diese darf, wie in den textlichen Festsetzungen klarstellend beschrieben, 
durch Nebenanalgen, einschließlich der an Gebäude angrenzenden Terrassen bis zu 
einer GRZ von 0,6 überschritten werden. Dieses stellt die gängige Rechtspraxis 
gemäß Baunutzungsverordnung (BauNVO) dar. Für die allgemeinen Wohngebiete 
WA 4 und WA 5 ist weiterhin eine Überschreitung der GRZ durch Tiefgaragen bis zu 
einem Wert von 0,8 zulässig.  
 
Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen und auf den Garagenzufahrten anfallende 
Niederschlagswasser soll zusammen mit dem Schmutzwasser in den vorhandenen 
Mischwasserkanal abgeleitet werden. Das unbelastete Niederschlagswasser der 
Bauflächen soll ortsnah auf den jeweiligen Grundstücken versickert werden. 
Entsprechende Erläuterung sind in der Begründung aufgenommen und werden 
klarstellend ergänzt. 
Zur Versickerung des sonstigen Niederschlagswassers werden die nicht überbauten 
Grundstücksflächen gemäß § 9 BauO NRW wasseraufnahmefähig gestaltet, begrünt,  
und bepflanzt. 
 
Zu 9.1.  
Aus den textlichen Festsetzungen geht hervor, dass die privaten Grundstücke 
grundsätzlich durch standortgerechte Laubhecken einzufrieden sind. Mauern sind 
lediglich an den Grundstücksgrenzen aneinandergrenzender Doppelhaushälften- und 
Reihenhausgrundstücke zulässig. Sie dürfen eine Höhe von 2 m sowie eine Länge 
von 4 m ab der rückwärtigen Gebäudeflucht nicht überschreiten und dienen 
vornehmlich dem Sichtschutz auf den rückwärtigen Terrassen. Des Weiteren sind die 
Vorgartenflächen gärtnerisch zu gestalten und zu unterhalten. 
 
Zu 9.2 
Der Bebauungsplan setzt für Garagen und Carports grundsätzlich eine 
Dachbegrünung fest. Um einen erforderlichen Gestaltungsspielraum für die künftigen 
Bewohner bzw. Eigentümer (unter Einhaltung wertiger ökologischer Standards) 
einzuräumen, besteht alternativ die Möglichkeit auf diese Dachbegrünung zu 
verzichten, wenn im Gegenzug mindestens 10 % der Fassadenfläche des jeweiligen 
Hauptbaukörpers begrünt werden.  
Diese Festsetzung bezieht sich aber entgegen der betreffenden Äußerung 
ausschließlich auf die oberirdischen Garagen im Plangebiet. Tiefgaragen sind 
hiervon nicht betroffen. Für Tiefgaragen gilt die Festsetzung, dass die nicht 
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überbauten Flächen von Tiefgaragen mit einer mindestens 0,5 m mächtigen belebten 
Bodenschicht zu überdecken und gärtnerisch zu gestalten sind. 
 
Zu 9.3 
Der Bebauungsplan setzt die Einfriedung der privaten Grundstücksfläche durch 
standortgerechte Hecken fest. Zusätzlichen wird eine Begrünung der Dachflächen 
von Garagen und Carports, bzw. alternativ eine Begrünung von mindestens 10 % der 
Fassaden der Hauptbaukörper festgesetzt. Eine vollständige Begrünung der 
Fassaden soll im Bebauungsplan nicht vorgeschrieben werden, da hiermit ein zu 
großer Eingriff in die Gestaltungsfreiheit von Bauherren einhergehen würde.  
 
Zu 10. 
Der Bebauungsplan ermöglicht grundsätzlich die Errichtung von Gebäuden mit Süd-
West-Ausrichtung der Dächer sowie die Anbringung von Solarkollektoren und 
Photovoltaikanlagen. Eine Ermächtigungsgrundlage, die Nutzung von 
Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen im Bebauungsplan festzusetzen, besteht 
nicht. Ebenso kann ein Nutzungs- oder Anschlusszwang für bestimmte Energieträger 
oder -anlagen nicht planungsrechtlich vorgeschrieben werden. Alle geplanten Häuser 
unterliegen dem energiegesetzlichen Mindesteffizienzstandard als Beitrag zum 
allgemeinen Klimaschutz. Bauherren soll es jedoch überlassen werden, wie dieser 
Standard erreicht wird. Der Bebauungsplan steht in diesem Sinne auch der 
Umsetzung von Blockheizkraftwerken nicht entgegen.  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und angrenzend an diesen befinden sich 
keine Fernwärmeversorgungsleitungen. Derzeit sind hierzu keine Planungen durch 
den Versorgungsträger angedacht, die einen Anschluss ermöglichen würden. 
 
 
Zu 11. 
Zur Gewährleistung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse wird im 
Bebauungsplan entlang der Hitdorfer Straße ein Lärmschutzwall festgesetzt. 
Hierdurch wird sichergestellt, dass in den Freibereichen des WA 1 Beurteilungspegel 
von 60 dB(A) nicht überschritten wird.  
Eine vollständige Einhaltung der Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete 
gemäß DIN 18005 würde gemäß Schallgutachten eine über 8 m hohe 
Lärmschutzwand erfordern. Eine solche Maßnahme wäre unverhältnismäßig und 
städtebaulich nicht vertretbar. Daher sind in Bereichen des Plangebietes zusätzlich 
passive Schallschutzmaßnahmen erforderlich. Deren Erforderlichkeit ergibt sich aus 
den festgesetzten Lärmpegelbereichen. Hieraus ergibt sich wiederum das jeweils 
gemäß DIN 4109 (1989) erforderliche Schalldämmmaß für Außenbauteile. Die 
konkrete Ausführung des passiven Schallschutzes obliegt dem jeweiligen Bauherrn. 
Dementsprechend wird grundsätzlich keine bestimmte Form passiver 
Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan verbindlich festgelegt.  
 
Zu 11.1 
Die Lärmimmissionen der BAB 59 wurden im Schallgutachten berücksichtigt und 
fließen in die Gesamtbetrachtung zum Verkehrslärm ein.  
 
Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung können die Orientierungswerte für 
allgemeine Wohngebiete entlang der Hitdorfer Straße nicht eingehalten werden. Die 
Beurteilungspegel liegen hier am Tag über 60 dB(A). Grundsätzlich sind im Rahmen 
der Konfliktbewältigung aktive Schallschutzmaßnahmen passiven Maßnahmen 
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vorzuziehen. Um einen hinreichenden Schutz zu gewährleisten, wäre allerdings ein/e 
Schallschutzwall/- wand in einer Höhe von rund 8 m erforderlich. Eine aktive 
Maßnahme mit der vorgenannten Höhe soll jedoch aus städtebaulichen Gründen am 
Ortseingang von Leverkusen Hitdorf nicht realisiert werden. Im Ergebnis der 
schalltechnischen Untersuchung wird daher im Bebauungsplan zum Schutz der 
Freibereiche ein 2,5 m hoher Lärmschutzwall festgesetzt. Mit einem Wall in dieser 
Höhe können in den Freibereichen die Orientierungswerte für Mischgebiete gemäß 
DIN 18005 eingehalten werden. Da in Mischgebieten gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse grundsätzlich möglich sind und die Freibereiche lediglich dem 
temporären Aufenthalt von Menschen dienen, kann somit ein angemessener Schutz 
vor Verkehrslärmeinwirkungen erreicht werden. Zur Einhaltung der Anforderungen an 
die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Gebäuden werden im 
Bebauungsplan passive Schallschutzmaßnahmen zum Schutz der Innenräume 
festgesetzt. Die Einhaltung der Festsetzungen für vorgenommene Maßnahmen zum 
Schallschutz wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen und 
geprüft. 
 

Zu 12.  
Die Altablagerung NW 2046 – Kiesgrube Flurstraße/Grünstraße im Bereich der 
privaten Grünfläche ist im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 5 BauGB 
gekennzeichnet. Aufgabe der Kennzeichnung ist es, für die dem Bebauungsplan 
nachfolgenden Verfahren (z. B. Genehmigungsverfahren) sowie Eigentümer, Nutzer 
und Bauaufsichtsbehörde auf Gefährdungen durch Bodenbelastungen und die 
erforderliche Berücksichtigung hinzuweisen ("Warnfunktion"). Innerhalb der 
Begründung zum Bebauungsplan sowie in den textlichen Festsetzungen als Hinweis 
wird auf den Umgang mit dieser Altablagerung hingewiesen.  
In 2005 und 2009 wurden zur Erkundung und Bewertung potentieller 
Bodenverunreinigungen im Bereich der Altablagerung gezielte 
Bodenuntersuchungen durchgeführt. Die chemische Untersuchung von Mischproben 
der obersten Oberbodenschicht (0,0 bis 0,3 m) zeigten durchweg unauffällige 
Befunde. Das Risiko einer Gefährdung des Grundwassers wird angesichts der 
geringen Wasserlöslichkeit der relevanten Parameter (Schwermetalle, PAK) als 
gering eingestuft.  
Eingriffe in den Boden sind nicht vorgesehen. Mit der Anlage einer privaten 
Grünfläche geht keine Gefährdung von der Altablagerung aus.  
 
Zu 13.  
Die Lage des Plangebietes in der Grundwassergewinnungszone schließt eine 
Bebauung nicht grundsätzlich aus. Eine Gefährdung der Grundwasserqualität und 
somit des Schutzzweckes des Wasserschutzgebietes ist nicht zu befürchten. Daher 
wird die Planung in Bezug auf den Grundwasser- und Gewässerschutz als vertretbar 
eingestuft.  
Zum Schutz des Grundwassers wird das auf den öffentlichen Verkehrsflächen und 
auf den privaten Garagenzufahrten anfallende Niederschlagswasser zusammen mit 
dem Schutzwasser in den vorhandenen Mischwasserkanal geleitet. Das (sonstige) 
auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Niederschlagswasser soll ortsnah 
versickert werden.  
Das Plangebiet würde im Szenario eines 100-jährigen Hochwasserereignisses 
(HQ100) lediglich in einem Teilbereich der nordöstlichen Grünfläche überschwemmt. 
Im Fall eines 500-jährigen Hochwasserereignisses (HQ500) wäre das gesamte 
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Plangebiet durch Wassertiefen in Höhe von 0 - 0,5 m und in Teilen 0,5 - 1 m 
betroffen. Im Bebauungsplan wird daher auf die Situation des Hochwassers gemäß 
Stellungnahme der UWB vom 02.12.2016 hingewiesen und eine 
hochwasserangepasste Bauweise (z. B. Unterkellerung mit der Herstellung einer 
schützenden Abdichtung) empfohlen. Insgesamt wird die Planung in Bezug auf den 
Hochwasserschutz als vertretbar bewertet. 
 
Zu 14. und 14.1 
Die im Bebauungsplan festgesetzte Ausgleichsfläche ist als artenreiches 
Extensivgrünland auszubilden und weist einen deutlich höheren ökologischen Wert 
auf als die bisherige landwirtschaftliche Nutzung. Dementsprechend bildet sie einen 
ökologisch sinnvollen Abschluss des Siedlungsbereiches. Ebenso ist die 
Ausgleichsfläche prinzipiell für eine höhere Artenvielfalt geeignet als die 
bestehenden Ackerflächen.  
In der Stellungnahme wird erfragt, warum ein avifaunistisches Gutachten 
(Vogelgutachten) sowie hierzu erforderliche Kartierungen nicht durchgeführt wurden. 
Das Vorkommen planungsrelevanter Vogelarten wurde im Rahmen der 
Artenschutzrechtlichen Prüfung (ASP) untersucht. Aufgrund der vorliegenden 
Habitatstrukturen (intensive landwirtschaftlich genutzte Fläche ohne 
Gehölzstrukturen) wurden die Vögel intensiv erfasst. Insgesamt wurden neun 
Begehungen im Zeitraum vom 24.07.2015 bis 06.06.2016 zu unterschiedlichen 
Tageszeiten durchgeführt. Es fanden darunter auch zwei Begehungen im April und 
eine im Juni 2016 statt. Im Plangebiet konnten keine planungsrelevanten Vogelarten 
in NRW als Brutvögel nachgewiesen werden. Auch ist das Plangebiet nicht als 
Jagdhabitat für planungsrelevante Vogelarten interessant. Es liegen keine 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände vor. Eine Gefährdung der Vögel 
ausgeschlossen geht mit Umsetzung des Bebauungsplanes nicht einher. Ein 
separates avifaunistisches Gutachten wurde nicht erforderlich, da das Vorkommen 
von Vögeln im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Prüfung intensiv untersucht 
wurden.  
 

Zu 15.  
Mit der Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen wird auf die bestehende 
Nachfrage in Leverkusen nach Wohnraum reagiert, die sowohl im Segment des 
Geschosswohnungsbaus als auch für Einfamilienhäuser besteht und auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes bereits vorbereitet wurde. Mit der Bebauung neuer Flächen 
ist zwangsläufig auch eine zusätzliche Versiegelung verbunden. Insofern wird dem 
städtischen Entwicklungsziel sowie dem Bedürfnis der Bevölkerung nach Wohnraum 
Vorrang eingeräumt.  
Um die Versiegelung der Wohnbauflächen zu begrenzen, wird im Bebauungsplan 
durch planungsrechtliche Festsetzungen der Versiegelungsgrad für Wohngebäude 
auf 40 % der Grundstücksfläche (GRZ = 0,4) zuzüglich Terrassenflächen, 
Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen bis zu einer maximalen GRZ von 0,6 
begrenzt. Für Flächen mit Tiefgaragen erfolgen zudem Festsetzungen zur 
Überdeckung dieser Anlagen mit einer Bodenschicht, um nachteilige 
Umweltauswirkungen durch den ermöglichten höheren Versiegelungsgrad (GRZ = 
0,8) zu minimieren. Weiterhin werden umfassende Festsetzungen zur Begrünung 
sowohl der öffentlichen als auch der privaten Flächen getroffen, um die 
Beeinträchtigung des Stadtklimas zu minimieren. Angrenzend an das Plangebiet gibt 
es Ackerflächen, die weiterhin der Bildung von Kaltluft dienen. 
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Darüber hinaus erfolgt im Bebauungsplanverfahren der gesetzlich vorgeschriebene 
Ausgleich für den durch das Wohngebiet ausgelösten Eingriff in den Naturhaushalt. 
Im Norden des Bebauungsplanes wird ein artenreiches Extensivgrünland entstehen 
und als Rückzugsraum für Tiere und Pflanzen im Plangebiet dienen. Weitere 
Ackerflächen gibt es direkt angrenzend an das Plangebiet. Auch diese können wie im 
Bestand als Rückzugsgebiete für Tiere und Pflanzen dienen.  
Die Inanspruchnahme von Ackerflächen für die bauliche Entwicklung steht im Zuge 
der Abwägung der Belange dem städtischen Entwicklungsziel einer wohnbaulichen 
Entwicklung der Fläche gegenüber.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Aufrechterhaltung der Einwände und Anregungen im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung (Punkt 1), der Stellungnahme zum Wohnraumbedarf (Punkt 2), zur 
Vermarkung der Flächen (Punkt 3), die Übertragung von Wertpunkte auf andere 
Vorhaben (7.2) werden zu Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme zu Infrastruktur (Punkt 4 und 5), der Stellplatzsituation (Punkt 6), 
den vorzunehmenden Anpflanzungen in Zusammenhang mit den 
Eigentumsverhältnissen (Punkt 7), der Form des Bebauungsplanes (Punkt 7.1), der 
Ermittlung des ökologischen Wertes (Punkt 8), GRZ und der Entwässerung (Punkt 
9), den Einfriedungen (Punkt 9.1 und 9.3), der Bepflanzung von Tiefgaragen (Punkt 
9.2), der verbindlichen Vorgabe von Energieträgern (Punkt 10), dem Lärmschutz 
(Punkt 11 und 11.1), Schutzmaßnahmen gegen Altablagerung (Punkt 12), der 
Versiegelung und Grundwassergewinnung (Punkt 13), der zu entwickelnden 
Ausgleichsfläche (Punkt 14), den verdrängten Arten und der Erstellung eines 
avifaunistischen Gutachtens (Punkt 14.1) sowie der Inanspruchnahme von 
Außenflächen für Bauland (Punkt 15) wird nicht gefolgt.  
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II/B 21:  Fachbereich 32 – Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Natur- und Landschafts-/Artenschutz 
 
Zu 1: Entwässerung 
Die im nördlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 217/I festgesetzte 
Regenwasserbehandlungs- und Versickerungsanlage wurde zum Zeitpunkt der 
Auslegung des Bebauungsplanes berücksichtigt, da zu diesem Zeitpunkt das 
Ergebnis zur Endabstimmung der Entsorgung von verschmutztem 
Niederschlagswassers nicht vorlag. Zwischenzeitlich hat hierzu eine Abstimmung mit 
der Oberen Wasserbehörde (OWB) und der Unteren Wasserbehörde (UWB) in 
Verbindung mit den Technischen Betrieben der Stadt Leverkusen (TBL) 
stattgefunden. Demnach wird das unbelastete Niederschlagswasser der Bauflächen 
auf den jeweiligen Grundstücken versickert, das auf den Straßen, Park- und 
Stellplätzen sowie Garagenzufahrten anfallende gering verschmutzte 
Niederschlagswasser wird dem Mischkanal zugeführt. Die Errichtung einer 
Regenwasserbehandlungs- und Versickerungsanlage ist somit nicht notwendig. Der 
Bereich ist daher nicht mehr Teil des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 
 
Zu 2: Linden an der Hitdorfer Straße 
Die in der Stellungnahme der Unteren Naturschutz Behörde (UNB) erwähnten Linden 
befinden sich innerhalb der planungsrechtlich festgesetzten öffentlichen 
Verkehrsflächen. Diese Verkehrsfläche wird bereits durch den seit dem 31.01.2013 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 80/I „Wiesenstraße“, 1. Änderung 
festgesetzt. Dieser Bereich soll perspektivisch als straßenbegleitender Fußweg 
dienen. Gleichwohl ist eine kurzfristige Umsetzung aufgrund der fehlenden 
Grundstücksverfügbarkeit im weiteren westlichen Verlauf nicht gegeben.  
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Ein Entfall der Linden ist nicht vorgesehen. Eine Beeinträchtigung des Wurzelwerkes 
durch den Lärmschutzwall ist nicht zu erwarten. Es ist davon auszugehen, dass die 
Anschüttung in mindestens 1 m bis 1,5 m Abstand zu den Linden beginnt und erst 
mit noch größerem Abstand ansteigt. Die Linden und deren Wurzelbereiche können 
im Rahmen der Planung des Lärmschutzwalls berücksichtigt und erhalten werden.  
Auch sofern zukünftig ein Ausbau des Fußweges erfolgt, können die Linden in die 
Planung integriert werden, da die zur Verfügung stehende Breite für den Fußweg mit 
3 m bis 4 m ausreichend ist.  
 
Lärm 
 
Zur Berücksichtigung der A 59 im Schalgutachten 
Die schalltechnische Untersuchung wird klarstellend durch die Anlage 3.5 
„Berechnung der Emissionspegel für Straßenverkehr gemäß RLS 90“ zur A 59 
ergänzt.  
 
Zur Anwendung der DIN 4109 
Die Neufassung aus dem Jahr 2016 ist noch nicht in Kraft getreten, ein In-Kraft-
Treten ist zudem nicht absehbar. Die DIN 4109 in der Fassung von 1989 entspricht 
den aktuellen rechtlichen Anforderungen und findet daher vorliegend Anwendung.  
 
Zur Bepflanzung des Lärmschutzwalls 
Der Lärmschutzwall ist im Bebauungsplan als private Grünfläche festgesetzt und 
somit im Zuge der Umsetzung zu begrünen. Eine Bepflanzung dieses Bereiches mit 
Hecken und Sträuchern führt zu keiner objektiven Reduzierung der 
Schallimmissionen im Baugebiet, sodass im Rahmen der Bauleitplanung nicht das 
Erfordernis einer entsprechenden Festsetzung gesehen wird. Gleichwohl stehen die 
im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen einer solchen Bepflanzung nicht 
entgegen.  
 
Immissionsschutz 
Die im Nachtzeitraum prognostizierten Überschreitungen der Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet werden im Bereich des südlichen WA 
5-Gebietes durch den Bebauungsplan bereits berücksichtigt. Hierzu erfolgt 
zeichnerisch der Eintrag einer Umgrenzung für „besondere bauliche Vorkehrungen 
gegen äußere Umwelteinwirkungen“ sowie innerhalb der textlichen Festsetzungen 
unter Punkt 8.1 die ergänzende Festsetzung zum Ausschluss von zu öffnenden 
Fenstern von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen. Weiterhin werden vom 
Bebauungsplan vom Lärmpegelbereich abhängige Anforderungen festgesetzt. Dem 
geforderten Ausschluss von öffenbaren Fenstern oberhalb der Erdgeschosse im 
südöstlichen Teil des WA 5 wird durch die Festsetzungen im Bebauungsplan insofern 
Rechnung getragen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Entwässerung 
Der Stellungnahme zum Ausschluss einer Regenwasserbehandlungs- und 
Entwässerungsanlage wird durch die Planung entsprochen.  
 
Linden an der Hitdorfer Straße 
Der Stellungnahme zum Erhalt der Linden an der Hitdorfer Straße wird gefolgt. 
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Lärm 
Der Berücksichtigung der A 59 im Schallgutachten wird entsprochen. 
Der Anwendung der Neufassung der DIN 4109 wird nicht gefolgt. 
 
Begrünung  Lärmschutzwall 
Für den Lärmschutzwall besteht die Festsetzung als Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Begrünter Lärmschutzwall“. Einer darüber hinausgehenden 
Festsetzung als Fläche zum Anpflanzen von Sträuchern und Hecken wird nicht 
entsprochen. 
 
Immissionsschutz 
Festsetzungen zum Lärmschutz i. V. m. dem Ausschluss von zu öffnenden Fenstern 
von Aufenthaltsräumen werden bereits im Bebauungsplan berücksichtigt. Die 
Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
  



75 
 

II/B 22:  Fachbereich 32 – Untere Wasserbehörde 
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Abwägung der Verwaltung 
 
Zu 1: Das auf den Straßen und Garagenzufahrten anfallende Niederschlagswasser 
wird zusammen mit dem Schmutzwasser an die Mischwasserkanalisation an der 
Oststraße angeschlossen. Die zur Auslegung des Bebauungsplanes 
planungsrechtlich festgesetzte Regenwasserbehandlungs- und Versickerungsanlage 
im Nordosten des Plangebietes ist nicht erforderlich. Der Geltungsbereich wird daher 
verkleinert. 
 
Zu 2: In den Bebauungsplan wurde die Wasserschutzzone III des 
Wasserschutzgebietes Leverkusen-Hitdorf nachrichtlich übernommen. Erforderliche 
Ausführungen wurden in die Begründung und den Umweltbericht zum 
Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Die Hinweise und Anmerkungen zum Hochwasserschutz/Überschwemmungsgebiet 
werden im Umweltbericht zum Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
Innerhalb der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes erfolgen Hinweise zur 
Wasserschutzzone III sowie zu überschwemmungsgefährdeten Bereichen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Anregung zur Entwässerung des Plangebietes wird gefolgt. 
Die Hinweise werden berücksichtigt.  
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II/B 23:  Fachbereich 66 - Tiefbau 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Verkehrsrechtliche Regelungen, wie z. B. die Abbindung oder Anbindung des 
Baugebietes an die Grünstraße sind nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes, 
sondern im Zuge der weiteren Erschließungs- und Ausführungsplanung zu 
berücksichtigen. Grundsätzlich ist jedoch eine Abbindung des Baugebietes zur 
Grünstraße für den motorisierten Individualverkehr vorgesehen. Hierzu kann im 
Bereich der südlich an die Planstraße angrenzenden öffentlichen Parkplatzflächen 
eine Pkw-Wendeanlage eingerichtet werden.  
 
Nordwestlich des Kreisverkehrs An den Rheinauen wird im Zuge der 
Erschließungsplanung eine zusätzliche Querungsmöglichkeit geschaffen. Die 
vorhandenen Straßenflächen sind hierzu ausreichend dimensioniert, sodass auf 
Ebene des Bebauungsplanes keine Regelungen erforderlich sind.  
 
Die Ausführungen zur Flurstraße werden zur Kenntnis genommen. Ein Außenradius 
von 7 m an der Ecke Flurstraße/Oststraße ist gegeben. Da die zukünftigen Bewohner 
des Plangebietes nicht über die Flurstraße erschlossen werden, wäre ein 
Heranziehen dieser zu Erschließungsbeiträgen im Falle eines Ausbaus der 
Flurstraße nicht gerechtfertigt. Die Festsetzung einer Heckenpflanzung wird 
aufrechterhalten.  
 
Die Erschließung der neuen Wohnbebauung nördlich der Flurstraße erfolgt über den 
im Bebauungsplan vorgesehenen Erschließungsring. Eine Doppelerschließung über 
die Flurstraße ist nicht vorgesehen. Zudem berücksichtigt die Planung, dass die 
Anwohner der Flurstraße kein zusätzliches Verkehrsaufkommen zu erwarten haben.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahmen zur Anbindung der Grünstraße, zur Erforderlichkeit einer 
Wendeanlage und zur Erforderlichkeit einer zusätzlichen Querungshilfe an der 
Hitdorfer Straße und der Flurstraße wird zur Kenntnis genommen.   
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